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Betreff: 

 

Beantwortung SPD-Antrag vom 30.01.2020 - "Bürgerbeteiligung an der 

Eigenkapitalbildung der neu zu gründenden Wärme- und Energiegesellschaft 

Lörrach" 

 

 

Anlagen: 

 

SPD-Antrag vom 30.01.2020  

 

Beschlussvorschlag: 

 

Von einer Bürgerbeteiligung an der neu zu gründenden Wärme- und Energiegesellschaft 

wird während der Gesellschaftsgründung abgesehen. Die Prüfung einer geeigneten Form 

soll zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.  
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Personelle Auswirkungen: 

 

   

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

Lörrach gestalten. Gemeinsam. Das Leitbild der Bürgerschaft in Politik und Verwaltung. 

Prioritäre Maßnahmen: 

 

1. Strategisches Ziel: 
 

2. Ziel aus dem Leitbild der Bürgerschaft: 
 

 

3. Operatives Ziel: 
 

 

 

4. Leitziel der Verwaltung: 
 

 

 

5. Prioritäre Maßnahme: 
 

 

   

 

Begründung/Stellungnahme: 

 

Der Antrag der SPD-Fraktion vom 30. Januar 2020 eine Bürgerbeteiligung an der neu zu 

gründenden Wärme- und Energiegesellschaft Lörrach zu ermöglichen, wurde seitens der 

ARGE Fernwärme-Mitglieder geprüft. Zudem hat sich auch der die ARGE beratende Wirt-

schaftsprüfer mit dem Thema befasst. 

 

Sowohl die ARGE, als auch der Berater kamen zu dem vorläufigen Ergebnis, dass während 

der Gründungsphase von einer Bürgerbeteiligung abgesehen werden sollte.  

 

Dies wird wie folgt begründet: 

 

Bei der Bürgerbeteiligung handelt es sich um ein komplexes rechtliches Konstrukt. Die 

Regelungen der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) sind in diesem 

Zusammenhang sehr umfangreich. So besteht u.a. in den meisten Formen der Bürgerbe-

teiligung eine sog. „Prospektpflicht“.  

 

Das bedeutet, dass alle Chancen und Risiken, die sich mit der Beteiligung ergeben, dem 

möglichen Investor, hier dem Bürger, vollumfänglich, vollständig und verständlich darge-

stellt werden müssen. Die Gesellschaft begibt sich damit in ein sehr hohes Haftungsrisiko. 
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Die Anforderungen an einen solchen Prospekt sind sehr hoch und enthalten im Zweifels-

fall aktuell nicht kalkulierbare, rechtliche Risiken. 

 

Um diese Risiken zu minimieren, sind sehr viele Ressourcen, sowohl finanziell als auch 

personell, in die Erstellung eines solchen Prospektes zu investieren. 

 

Eine Bürgerbeteiligung erfordert einen hohen zeitlichen und organisatorischen Aufwand, 

der vor der Gesellschaftsgründung und in der Anfangsphase der gesellschaftlichen Tätig-

keit nicht zu leisten ist.  

 

Die neue Gesellschaft wird alternative Formen von Bürgerbeteiligungen, die keine Pros-

pekthaftung begründen, frühestens zwei Jahre nach Gründung prüfen. 

 

 

 

Wolfgang Droll 

Eigenbetriebsleiter Stadtwerke   
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